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ZAUR GASIMOV

DEMOKRATISIERUNGSTENDENZEN UND ZIVILGESELLSCHAFT

IM POST-SOWJETISCHEN RAUM:

ERFOLGE UND MISSERFOLGE

Im September 2006 veröffentlichte dic US-amerikanische Stiftung Freedom

Hous e den Jahresbericht .Freedom in the World 2006", in dem alle Staaten der

Welt nach Kriterien wie der Gewährung politischer und bürgerlicher Rechte so­

wie gemäß dem so genannten Freedom rating in drei Gruppen (,unfrei', ,partiell
frei' und ,frei' ) erfasst wurden. Von den Ex-Sowjetrepubliken wurden nur die

drei baltischen Staaten und die Ukraine als freie Länder bzw. Demokratien ein­

gestuft. Im Kontext der GUSI-Länder schnitten die Ukraine und Georgien am

besten ab, obwohl letzteres auch nur als ,partiell frei' bezeichnet wurde. Die als

,unfrei' eingestuften Länder Usbekistan und Turkmenistan wiesen die schlechte­

sten Resultate auf und waren darin vergleichbar mit Nordkorea und Sudan.'

Warum ist die Differenz zwischen den Erfolgen bzw. Misserfolgen in der De­

mokratisierung bei den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion so

enorm? Woraus lassen sich die Gründe für unterschiedliche Demokratisierungs­

resultate ableiten?
Als die Sowjetunion sich 1991 auflöste und auf den Ruinen des ehemals aus

fünfzehn Republiken bestehenden Vielvölkerstaates ebenso viele neue Staaten

entstanden, zeigte sich, dass diese Länder in der neuen Weltordnung unter­

schiedlichen Kulturkreisen angehörten und verschiedene geschichtliche Erfah­

rungen aufwiesen. Die Erfolgs- bzw. Misserfolgsbilanzen demokratischer Ent­

wicklung der Ex-Sowjetrepubliken sind auf bestimmte historische Faktoren zu­

rückzuführen und können größtenteils im Kontext der Entwicklungen im Zaren­

reich, in der Sowjetunion und in den Jahren nach der Wende 1991 erklärt wer­

den. Um die Haupttrends der demokratischen Entwicklung in den heutigen

I Gemeinschaft Unabhängiger Staaten.
2 htlp://www.freedomhouse.orgluploads/WoW/2006rrableofindependenteountries2006.pd f
(15.09.2006) .
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GUS-Staaten nachzuvollziehen, ist ein kurzer Exkurs in die Geschichte des letz­
ten Jah rhunderts nötig .

Bei der Analyse der Demokratisierungsresultate bedient man sich verschiede ­

ner Transformationstheorien , die unterschiedliche Kriterien in den Vordergrund

stellen.' Dennoch stehen bestimmte Voraussetzungen im Mittelpunkt der Sy­

stemwandel- bzw. Systemwechseltheorien, die als Lackmuste st für Errungen­

schaften der neuen Demokratien gelten. Bei einem erfolgreichen Übergang zur

Demokratie oder der Verfestigung eines autoritären Regimes betrachtet man das

Phänomen der Zivilgesellschaft mit besonderer Aufmerksamkeit. Die Analyse

der zivilgesellschaftlichen Entwicklung erm öglicht die Darstellung der Effizienz

der politischen Institutionen , die nach 1991 im post-sowjeti schen Raum entstan­

den. Bei der Benennung der bedeutendsten Faktoren, die zur erfolgreichen bzw.
misslungenen Demokratisierung infolge der 'Farbigen' Revolutionen in Geor­

gien und der Ukraine beitrugen, tritt die Zivilgesellschaft als ein unabdingbarer

Akteur der Transformationsprozesse im post-sowjetischen Raum auf. Die Be­

schäftigung mit der Problematik der civil society ist wichtig bei der Untersu­

chung der künftigen Aussichten für die Demokratisienmg der restlichen Ex­

Sowjetunion.

Dieser Artikel zieht eine Erfolgs- bzw. Misserfolgsbilanz der Demokratis ie­

rung in der ehemaligen Sowjetunion. Als Untersuehungszeitraum wird die Zeit­

spanne vom Zusammenbruch der UdSSR 1991 bis heute in den Fokus gestellt.

Dabei wird versucht, die Demokratieentwicklung in diesem äußerst heterogenen
Raum nnhand eines Kriteriums - der Stärke der Zivilgesellschaft - zu analysie­

ren. Der Artikel untersucht den Zusammenhang zwischen den Resul taten der

Demokratisicrung nach 1991 und der zivilgesellschaftlichen Entwicklung in den

ehemaligen Sowjetrepubliken, die sich zu einem unterschied lichen Grad vom

kolonialen bzw. autoritären Erbe befreien konnten. Zu Beginn wird auf die

wichtigsten Entwicklungslinien der jeweiligen Gesellschaften im Zeitraum seit

der Kolonialisierung durch das russische Zarenreich bis zum Zerfall der Sowje­

tunion eingegangen. Nach der kurzen Darste llung der im zaristischen Vic1völ­

kerstaat herrschenden Gesellschaftsmodelle werden die einzelnen Regionen hin­

sichtlich ihrer sozial-po litischen Entfaltung dargestellt. Dabei werden Unter­

schiede in der sozialen Entwicklung aufgezeigt, die für das Verstehen der ak-

3 Merket , Wolfgang : Systemtransformation. Opladen 1999.
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tuelien Differenz in der Demokratisierung eines Großraums vom estnischen Tal­

linn bis zum usbekischen Taschkent wichtig sind . Die Zivilgesellschaft steht

auch hier im Vordergrund der Untersuchung. Im letzten Abschn itt wird der Ver­

such unternommen, Perspektiven für die Demokra tisierung der Gemeinschaft

Unabhäng iger Staaten , der zwölf Republiken der ehemaligen Sowje tunion ver­

einigenden Organisation, zu beschreiben und reelle Chancen für ein Beleben

bzw. Überleben der Zivilgesellsc haft aufzuze igen.

1. GesellschaJiliche Entwicklungslinien vom Zarenreich bis zum Zerfall der

Sowjetunion

Die Bevölkerung in allen fünfzehn Republiken der ehemaligen Sowjetunion er­

lebte bereits zu Zarenzeiten unterschiedliche gese llschaftliche Entwicklungen

und Kultureinflüsse . Während vor allem die Russen, aber auch die nichtrussi­

schen Nationen im europäischen Teil des ries igen Reiches , die nationale Eman­

zipation als periphere Wirkung gesamteuropäischer Prozesse Ende des XIX.

Jahrhunderts durchmachten, waren die nomad isierenden Völker Zentral asiens

Teil der muslimischen Gemeinschaft (Umma). Die wenigen Intellektuellen aus

dieser Region blieben damals auch dem regen Diskurs innerhalb der europä­

ischen bzw. russischen Sozialdemokratie fern, der in verschiedenen Intelligenzi­

ja -Klubs in St.-Petersburg, Wilna und Tiflis geführt wurde .
In den ersten zwei Ja hrzehnten des xx. Jahrhunderts erl ehte das russische Za­

renreich Revolutionen und ähnlich wie die Habsburger Monarchie und das Os­

manische Reich brach es zusammen. Die Eliten der ehemal igen russischen "Ko­

lonien" im westlichen Teil nutzten die Chance und proklamierten die Unabhän­

gigkei t. In kurzer Zeit wurden diplomatische Beziehungen zu anderen Staaten

aufgenommen und Nationa larmeen aufgestellt. Die Jahreswende 1917/ 1918

wurde zur (Wieder-)Geburtstunde der Staatlichkeit in Polen , im Baltikum, aber

auch in der Ukraine , in Georgien, Armenien und Aserbaidschan. Nach der Bol­

schewisierung erlebte Russland tiefgreifende Wandlungen , konnte aber die

staatliche Kontinuität und Souveränität bewahren. Die russischen Eliten, die das

liberale westliche Gedankengut teilten, wurden von den Bolschewik i ins europä­
ische Exil gedrängt. Nachdem Lenin die Macht in Russland konsoli diert hatte,

fing das erneute "Sammeln der russischen Erde" an, das nun von der Kommuni-
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stischen Partei mittels der Roten Armee vollzogen wurde . Nacheinander fielen

die unab hängigen Staaten der Ukraine und Aserbaidschan, gefolgt von Arme­

nien und Georgien 192 1. Die Eliten dieser Länder teilten das Schicksal der rus­

sischen Emigranten im Westen, viele ande re wurden interniert. Die Sowjetisie­

rung dieser Gebiete durch die Bolschewiki bedeutete die Zerstörung der tradi­

tionellen Gesellschaften sowohl in Russland selbst als auch im Kaukasus und

Zentra lasien. Die Ideologisierung einer äußerst heterogenen Gesellschaft nahm

unter Stalin noch zu. In den späten 1930er Jahren erreichte die Willkür des tota­

litären Staates in der Sowjetunion ihren Höhepunkt. Die Repressalien erfassten

alle Schichten der Bevölkerung und zerstörten die Überreste der tradit ionellen

gesellschaftlichen Institutionen. Die fast dreißigjährige Herrschaft Stalins er­

möglichte die partie lle 'Verinnerlichung." des Autoritarismus durch die gesamte
Bevölkerung der Sowjetunion. Eine gewisse Lockerung des Regimes unter

Chruschtschow, die von den Stagnationsjahren unter Breschnew gefolgt wurde,

konnte diesen Prozess nicht rückgäng ig machen.

Erst in den 1970er Jahren kam es zur Gründung von sowjetischen Dissiden­

tengruppen, die sich hauptsächlich in Russland, Litauen und der Ukraine entfal­

tctcn.' Die sowjetische Zivilgesellschaft untersc hied sich dabei stark von der

Zivilgesellschaft in Ungarn oder Polen, weil sie bereits seit drei Generationen

unter einem extremen Ideologiedruck von oben gelitten hatte und traditioneller

Gesellsc haftsstützen beraubt worden war. Außerdem wurde die sowjetische Ge­

sellschaft durch den stalin istischen Terror in hohem Maße deformiert. Dazu

kommt , dass es in der Sowjetunion keine andere n Kräfte bzw . andere Akteure

(wie in Polen - die Katho lische Kirche) gab, die die offizielle Ideologie der Par­

tei hätten herausfordern können .

Im März 1985 wurde Michail Gorbatschow zum Genera lsekretär der KPdSU

gewählt. Er verkündete eine Reformpolitik, die die sowjetische Wirtschaft an­

kurbeln, dem Rüstungswettlauf mit dem Westen ein Ende setzen und eine ge­

wisse Liberal isierung des Regimes einleiten sollte. Wichtige Begriffe wie Glas­

nost und Perestrojka machten Schlagzeilen in den westlichen Medien und tru­

gcn zum offenen Diskurs über soziale und wirtschaftliche Missstände in der

sowjetischen Gesellschaft bei. Das Reg ime ließ Kritik zu und setzte sich für eine

4 Friedrich, Carl / Brzczinski, Zbignicw: Die allgemeinen Merkmale der totalitären Diktatur,
in Jesse, E. (Hrsg.): Totalitarismus im xx:Jahrhundert. Bonn 1996, S. 225-236 , S. 234.
5 Alcxejcwa, Ludmila: Nyeformaly. Civil society inthe USSR. Ncw York 1990.
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partielle Öffnung des Landes ein . Dieses Signal von oben wurde von vielen In­

tellektuellen schnell aufgegriffen. Reaktionen ließen nicht lange auf sich warten .
Berei ts 1987-88 entstanden zahlre iche gesellschaftliche Initiativgruppen im Bal­

tikum, auch dic russischen Menschenrechtler (Andrei Sacharow u. a.) intensi­

vierten ihre Tätigkeit. Aber auch alte ethnische Animositäten und Ressenti ­

ments, wie z. B. im Kaukasus, kamen erneut zum Vorschein. In der immer

schlechter werdenden Wirtschaftssituation und einer sich emanzi pierenden Ge­

sellschaft füllte der Nationalismus allmählich das ideologische Vakuum, das

bisher vom längst demoralisierten Kommunismus dominiert worden war. Das

Phänomen der Perestrojka ermöglichte bald den Systemwechsel in Osteuropa .

Und auch die immer lauteren Rufe der Balten und Kaukasier nach Unabhängig­

keit konnten auf Dauer nicht überhört werden. Das wichtigste Resul tat der Pe­
restrojka und des sowjetischen Dissidententurns für die spätere Demokratisie­

rung war die Entstehung einer kleinen Schicht von liberal ges innten Eliten im

Baltikum, in Russland, in der Ukraine und im Kaukasus. Die ehemaligen ,An­

dersdenkenden ' bekleideten die Ämter der ersten Staatschefs in vielen osteuro­

päischen Ländern und in manchen Nachfolgestaaten der Sowjetunion.

Vor dem Übergang zur Darstellung der einzelnen Lände rgruppen ist es sinn­

voll, die zwei unterschiedlichen Entwicklungslinien im post-sowjetischen Raum

aufzuzeigen, die sich nach dem Zerfall der UdSSR bereits 1991/92 herauskri­

stallisierten. Während sich die Liberalkommunisten in den slawischen Republi­

ken und die Dissidenten in den südkaukasischen Staaten durchsetzen konnten,

blieben die alten kommunistischen Kader in der Staatsführung der zentralasiati­

schen Republiken erhalten. Sie waren nicht imstan de, sich mit der Gorbatschow­

sehen Politik der Liberalisierung abzufinden und solidarisierten sich mit dem

konservativen Flügel der Moskauer Kommunisten, die im August 199 1 durch

den Putschversuch das Rad der Geschichte zurückdrehen wollten.

2. Postsowj etische Zivi/gesellschaft und Elitenwandelnach 1991

Wie der bekannte israelische Politikwissenschaftler Schlomo Avineri 1994

schrieb, "besteht die Demokratie nicht nur aus Wahlen, und Marktwirtschaft ist
nicht nur Priva tisierung. Beide hängen, wie die westeuropäische Geschichte ge­

zeigt hat, von der über Jahrhunderte dauernden Entwicklung einer Zivilgesell-
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schaft ab.,,6 In der Transformationslehre wird die Bedeutung der Zivilgesell­

schaft während des Übergangs vom autoritären Regime zur Demokratie hervor­

gehoben. ' In Osteuropa waren dies die Intellektuellen oder die Intelligenzij a, die

es wagten 'anders' zu denken und nonkonformistisch zu handeln. Eine starke

Zivilgesellschaft fordert staatliche Institutionen heraus und kann zum System­

wandel und -wechsel entscheidend beitragen. Die Zivilgesellschaft sorgt auch

für den Elitenwandel, der für eine weitere Demokratisienm g unabdingbar ist.

Die Zivilgesellschaft wird als die mit Abstand wichtigste Voraussetzung für

eine stabile und nachhaltige Demokratisierung verstanden. Ihre unterschiedliche

Entwicklung, Stärke und Einfluss im postsowjetischen Raum hängen mit den

oben aufgeliste ten Aspekten eng zusammen. Deutlicher ist dies bei der länder­

spezifischen Analyse der ehemaligen Sowjetunion zu sehen.

2.1 Baltikum

Der Eifer der breiten Nationalbewegung, die von der baltischen Intelligenzija

bereits Ende des XIX. Jahrhunderts angeführt wurde, wurde durch das Erlangen

der Eigenstaatlichkeit 1918 gekrönt. Die baltischen Staaten Estland, Lettland

und Litauen blieben, wenn auch autoritär geführt , bis zur erzwungenen Einglie­

derung in die UdSSR 1940 unabhängig. Auch danach leistete die dortige Bevöl­

kerung Widerstand und konnte eine Aufsehen erregende Dissidentenbewegung

initiieren. Das Rekrutieren der ncuen Eliten aus den Reihen der hauptsächlich in
den USA lebenden baltischen Diaspora-Gemeinschaften , eine gut aufgebaute

regiona le Zusammenarbeit innerhalb der baltischen Region, eine starke Zivilge­

sellscha ft und das breite Engagement der westeuropäischen und vor allem der

skandinavischen Staaten in der Region trugen bereits Anfang der 90er Jahre zur

Errichtung demokratischer Regime bei . Estland , Lettland und Litauen sind seit

zwei Jahren EU- und noch länger NATO-Mitglieder. Heutzutage zählt Estland

zu den korruptionsfreisten Staaten Osteuropas." Alle drei Republiken setzen sich

aktiv für die Demokratisierung von Belarus und der Kaukasu s-Region ein.

6 Avineri, Sehlomo: Geschichte und Demo kratie in Osteuropa, S. 11-2 1, in: Fre i, Daniel /
Linder, Willy / Ruloff, Dieter (Hg.): Die Erblast der Sowj etunion. Zürich 1995, S. 15.
7 von Bcymc , Klaus : Systemwechsel in Osteuropa. Frankfurt 1994, S. 100-124fT.; Smith, Jcr­
emy: The Fall of the Soviet Communism 1985-91, New York 2005 .
8 Tran spareney Intern ational 2005 Corruption Pereeptions Index, zitiert nach: http://www.
Iinfaets.eom/eorruption .htm (18. 10.2006).
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2.2 Ukraine. Mo/dau und S üdkaukasus

Die Ukrainer, Moldauer und Südkaukasier erlebten die nationale Emanzipation

in der zweiten Hälfte des XIX. Jahrhunderts. Die Eigenstaatlichkeit konnten sie

allerdings nur von wenigen Monaten (Ukraine) bis zu einigen Jahren (Südkau ­

kasus 1918- I920/2 I) genießen, bis sie sowjetisiert wurden . Konnte sich die Dis­

sidentenbewegung zu Sowjetzeiten nicht frei entwickeln und sich der kommuni­

stischen Ideologie nicht widersetzen, so wurde dafür die lntelligenzija zur Hüte­

rin der Nationalsprachen, der Literatur und nationaler Traditionen. Die von Gor­

batschow 1985 verkündete Perestrojka-Politik ließ zahlreiche alternative Orga­

nisationen entstehen. Die Stimmen nach Unabhängigkeit wurden immer lauter

vor allem in der Westukraine (Galizien), Georgien, Aserbaidschan und Arme­

nien. In allen fünf Staaten kamen 199I entweder liberale Nationalkommunisten

(Ukraine , Moldau) oder ehemal ige Dissidenten (Südkaukasus) an die Macht ,

nachdem die Republiken ihre staatliche Unabhängigkeit wieder errungen hatten.

Allerdings fehlte dieser Ländergruppe eine regionale Zusammenarbeit im Un­

terschied zum Baltikum und die ethnischen Konflikte (Abchasien, Berg­

Karabach, Südossetien, Transnistricn), vor allem im Südkaukasus, verhinderten

die demokratischen Entwicklungen. Die Schwäche der Zivilgesellsehaften er­

möglichte das Comeback der Alt-Kommunisten in der ersten Hälfte der 90er

Jahre : Die Präsidenten der 'ersten Welle' wurden von ehemaligen Parteichefs

abgelöst. Leonid Kutschmas Ukraine , Eduard Schewardnadses Georgien, Robert

Kotscharians Armcnien, Heydar Alijews Ascrhaidschan wurden zu semi­

autoritären Staaten, die zwar an der Integration in euro-atlantische Strukturen

Interesse zeigten , aber zur weiteren Liberalisierung ihrer Länder nicht bereit

waren.

Erst um die Jahrhundertwende konnten sich eine verstärkte Zivilgesellschaft

und eine aktive Gegenelite bilden, die die westlichen Sympathien gewinnen

k01111te. Sie war imstande, die autoritären Regime in Georgien 2003 und in der

Ukraine 2004 abzulösen. Moldau , ein Land, welches durch die historische und

ethnische Affinität zum benachbarten Rumänien gekennzeichnet ist, hat alle

Chancen zur Verhandlungsdemokratie unter Führung des liberalen Präsidenten

Woronin zu werden .
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Annenien und Aserbaidschan befinden sieh seit etwa zwanzig Jahren im be­

waffneten Konflikt um die zum großen Teil von Armeniern bewohnte aserbaid­

schanisehe Provinz Berg-Karabach. Dieser akute Konfliktherd behindert die

demokratische Entwicklung beider Länd er, die im Moment als so genannte se­

mi-autori täre Regime 'mit Modernisierungsanspruch' beze ichnet werden kön­

nen. Wie Ernst-Otto Czempiel zu Rech t fests tellte, sind "Kriege und Kriegsge­

fahr, Aufrüstung und Säbelrasseln Gift für die Demokratisierung und eine Droge

für die Diktatur,,9. Erwä hnenswert ist dabei die Tatsac he, dass die Ölvorkommen

Aserbaidschans die heutigen Eliten in Baku unabhängiger vom Druck der west ­

lichen Demokratien bezüglich der Demokratisierung des Landes werden ließen,

so dass die Aussichten auf eine künftige Demokra tisierung entsprechend in die

Feme rücken .

Die Ukraine, Moldau, Annenien, Ase rbaidschan und Georgien sind Mitglie­

der des Europarats , sie arbeiten mit der NATO intensiv zusammen und sind für

ihre scharfe Kritik an der GUS bekannt, deren Effizienz in den letzten Jahren

häufiger in Frage geste llt wurde.10 Georgiennaeh der Rosenrevolution 2003 und

die Ukraine nach der Orangenen Revolution 2004 erklärten die Mitgliedschaft in

EU und NATO zu ihren wichtigsten auße npolit ischen Zie len. Beide Staaten ver­

fugen über die freieste Presse und liberalste Wirtschaft im GUS-Raum.

Seit Ende der 90er Jahre sind Georgien, die Ukraine, Aserbaidschan und

Moldau unter dem Dach der Organisation GUAM vereint, die eine Art Forum

für Politiker sowie Nichtregierungsorganisationen aus diesen Staaten darstell t.

Die Dcmokratisicrung Georgiens und der Ukraine gab dieser prowestlichen Or­

ganisation einen neuen Lebensimpuls, der weitgehend von den baltischen Staa­

ten sowie Rumä nien und Bulgarien unterstützt wird .

2.3 Belarus

Belarus, das von westlichen Publ izisten und Wissenschaftlern oft als ,die letzte

Diktatur Europas , 11 bezeichnet wird , stellt ein autoritäres Regime dar . Im Jahre

9 Czernpiel, Ernst-Otto : Strategien der Dernokratis ierung. Intervention und Freiheit im Zeital­
ter der Interdependenz, in: Internationale Politik, Mai 2005, S. 92-101.
10 Gamowa, Swctlana: Krasnorctschiwojc rnoltschanije presidentow, (Eloquentes Schweigen
von Präsidenten) in: Nezavisimaj a gazeta. 06.10.2006.
11 Mulvey, Stephen : Profile: Europe 's last dictator , in bbe.co.uk (10.09.2001), in:
http://news.bbe.eo.uk/ lfhi/worldleurope/ 116265.strn (19. 10. 2006).
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1994 konnte der bis heute das Land regierende Aleksandr Lukaschenko den li­

be ralen Präsidenten Schuschkjewitsch ablösen. Kei ne bemerkenswerte Diss iden­

ten - und Nationalbewegung zu Sowjetzeiten ist den We ißrussen zuzuschreiben.

Der Nationalism us spielte auch traditionell eher eine unwicht ige Rolle und

kon nte die Gesellschaft nie für den Kampf gege n den Kommunismus mobilisie­

ren . Die Ze it der Zugehörigkeit zur UdSSR wurde von der Mehrheit der Weiß­

russen nie als Fremdherrschaft angesehen. Das Land ist das einzige GUS­

Mitglied, das mit Russland durch einen,Unionsvertrag , eng verbunden ist. Trotz

der bedeutenden Unte rstützung vom Westen kon nte sich die weißrussische Op­

pos ition gegen Lukaschenkos Politik nicht durchsetzen und die Protestdemons­

trationen konnten sich nicht in eine Massenbewegung umwandeln.

Heutzutage verfügt Belarus über keine fre ie Presse. Der Grund für das Schei ­

tern der Demokratisierung wi rd von westlichen Politologen unter anderem im

schwachen Nationalbewusstsein der Bevölkerungsmehrheit gesehen. " Insbeson­

dere erweist sich der Nationalismus für die Demokratisierung der jahrzehn telang

unter der totalitären Herrschaft lebenden V ölker als unentbehrlich, denn er allein

transportiert die Idee des Gemeinwohls und fördert so die po litische Partizipati­

on ,,,1 2 ste llt der Osteuropa-Experte Jerzy Mack6w fest.

Von der für Sowjetzeiten übli chen antiwestlichen Propaganda wird in Belarus

we iterhin Gebrauch gemacht. Trotz des Engagements der westlichen Staaten

(vor allem Litauens und Polens), scheint sich das auto ritäre Regime Aleksandr

Lukasehenkos in den letzten Jahren konsolidiert zu haben. Der Osteuropaspezia ­

list Heinz Timmermann zählt zu den Fak toren, die für die Stabilisierung des Lu­

kaschenko-Regimes sorgen, den "umfangreichen loya len Sicherheitsappara t, die

Domi nanz über die Kommandohöhen der Wirtschaft sow ie das nahezu uneinge­

schränkte Monopol für Auft ritte in den Medien". '3 Diese Merkmale sind auch

bei der Analyse weiterer GUS-Mitglieder festzustellen, obwohl ihre Ausprägung

vom Land zu Land un terschiedlich ist.

12 Mackow, Jerzy: Vorausset zungen der Demokratie in der postkommunistischen System­
transformation: Tschechien, Bclarus und die Ukraine, in: Zeitschrift fi ir Parlamentsfragen,
zParl 02/2005 , SAII -424, SA23.
13 Timmermann, Hcinz: Belarus, in: Petri, Mario 1 Sehn ier, Ulrieh 1 Bcllcrs , Jürgen (Hg.):
Handbuch der transitorischen Systeme, Diktaturen und autoritären Regime der Gegenwart.
Bcrlin 2006 , S. 141.
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2.4 Die Russische Föderat ion

Bei Russland handelt es sich um eine traditionelle Groß- und Imperialmacht, die

Jahrhunderte lang (mit kurzen Unterbrechungen) das Baltikum, die Ukraine, den

Kaukasus und Zentralasien beherrsc hte. Jedoch verfügt Russland kaum über ei­

ne langjährige demokratische Tradition. Dessenungeachtet war das Land, vor

allem in der zweiten Hälfte des XIX. und zu Beginn des XX. Jahrhunderts ange­

sichts der industriellen Überlegenheit des Westens an politischer und sozialer

Modemisierung zu einem gewissen Grad interessiert.

Die sowjetische Geschichte war eine Mischung aus stalinistischem Totalita­

rismus und autoritäre m Regierungss til der späteren Generalsekretäre. Wichtige

Entwicklungen für die Liberalisierung des Landes stellten die Chruschtschow­
sehe Abrechnung mit dem Stalinkult 1956 und die Perestrojka-Politik von Mi­

chail Gorbatschow dar. Letztere wurde angesichts der wirtschaftlichen, sozialen

und technischen Defizite und der Ineffizienz der UdSSR 1985 verkündet. Mehr

Freiheit und Demokratie sollten dem Sowjetstaat laut Gorbatschow aus der öko­

nomischen Misere helfen . Die Auflösung der Sowjetun ion plante Gorbatschow

natürlich nicht. Trotz seiner Gewaltanwendung gegen die 'antisowjetischen '

Demonstrationen in Titlis 1989, 1990 in Baku, 1991 in Vilnius und Riga und

kurzsichtiger Wirtschaftsreformen, wie z.B. der Anti-Alkohol-Gesetze, war die

Perestrojka entscheidend fiir die Demokratisierung Ostcuropas'", die Wiederve­

reinigung Deutsch lands und den späteren Zusammenbruch der Sowjetunion.

In Russland wurde der reformorientierte Boris Jclzin zum ersten Präsidenten

des Landes gewählt. Die Öffnung des Landes, die Demokratis ierung und der

Parteienpluralismus entfalteten sich Anfang der 90er Jahre immer stärker. Be­

reits Mitte der I990er kam es allerdings zu einer allmählichen Verlangsamung

der demokratischen Entwicklung. Der Krieg in Tschetschenien, ein desillusio ­

nierter und verzweifelter Zustand der postsowjetischen Gesellschaft und das

Scheitern der Wirtschaftsreformen der russischen Demokraten hatten zur Folge,

dass Nostalgie-Gefüh le über 'sowjetische Zeiten ' und die Forderung nach einer

,starken Hand' in Russland immer lauter wurden . Aufgrund der ungelösten so­

zialen und wirtschaftlichen Probleme des Landes fiihlten sich Vertreter vieler

14 Luks, Lconid: Geschichte Russlands und der Sowj etunion. Von Lenin bis Jelzin. Regens­
burg 2000, S. 500 .
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Schichten der russischen Gesellschaft vom Westen isoliert und sahen sich als

Opfer 'des demokratischen Experiments'.

Im Jahre 2000 wurde der ehemalige KGB-Mitarbeiter Wladimir Putin zum

neuen Präsidenten Russlands gewählt. Das Vorgehen Moskaus gegen die Rebel­

len in Tschetschenien, das heftig vom Europarat" kritisiert wurde, die faktische

Kampfansage an russische Großunternehmer (Beresowski, Gus inski, Chodor­

kowski) und die allmähliche Übernahme der landesweiten Kontrolle über die

Medien stellen drei wichtige Aspekte der Innenpolitik Putins dar. Die sich er­

neut als Rivale des Westens verstehende russische Staatsfiihrung schürt dabei

die antiwestliche und vor allem antiamerikanische Stimmung im Lande .16 Be­

sonders schwer fällt es den russischen Demokraten und der dortigen Zivilgesell­

schaft , sich unter solchen Umständen durchzusetzen. Nach dem Russlandexper­

ten Heinrich Vogel "überlebt das Gewissen der russischen Gesellschaft arn Ran­

de des Dissidententums in Organisationen wie ,Memorial' oder ,Soldatenmüt­

ter' , die von staatl icher Seite eher schikaniert als unterstützt werden .v' " Der

Mord an der prominentesten Krcml -Kritikerin, der Journalistin Anna Politkovs­

kaja in Moskau am 7. Oktober 2006 weist auf den bedauerlichen Zustand der

freien Medien in Russland hin. Der Gas -Streit mit der Ukraine Anfang 2006 und

die aktuelle Zuspitzung der georgisch-russischen Beziehungen zeugen von einer

gescheiterten Kooperationspolitik Russlands im europäi schen Teil des ,nahen

Auslandes' . All dies vertieft die Identitätskrise der post-kommunistischen Ge­

sellschaft in Russland und erschwert die Demokratisierung des Landes. Gemäß

den aktuellen Umfragen nimmt dort die Zahl derjenigen zu, die Stalin nicht für

einen totalitären Diktator halten. Immer mehr, vor allem junge Russen, haben

Verständnisse für seine Politik. 18

15 Parsons, Robert: Russia: Couneil of Europe Condemns Human Rights Violation in Che­
ehenya, in: http://www.rfer1.org/fealuresarticle/2006/01IDB66 60D3-51IA-407B-A489-F3
C8E833A6C6.html (11.10.2006).
16 Sehewzowa, Lilia: Bürokratischer Autoritarismus - Fallen und Herausforderungen S .6-13,
in: Aus Parlament und Zeitgeschichte 11/2006, S. 13.
17 Vogel, Heinrich : Russland ohne Demokratie. Konsequenzen flir das Land und die eu­
ropäische Politik, SWP-Studie. Bcrlin 2004, S.16.
18 Mendclson , Sarah/ Gerber, Theodore: Failing the Stalin Test. Russians and their dictator,
(S. 2-8), in: Foreign Affa irs Volume 5 No. I, S. 2.
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Die Verfestigung der autoritären Strukturen und die unzureichende Entwick­

lung der zivilgesellschaftlichen Initiativen in Russland könnten fatale Folgen für
die Zukunft des Landes haben.

2.5 Zentralasien

Die zentralasiatische Region besteht hauptsächlich aus autoritären Staaten .

Turkmenistan und Usbekistan zeigen deutlich totalitäre Züge. Der usbekische

Präsident Islam Karimow ließ 2005 etwa IOOO Demonstranten in der Stadt An­

dischan durch die Polizei erschießen." Das turkmenische Staatsoberhaupt Sa­

parmurat Niyasow entwickelte im gasreichen Turkmenistan "eine Mischung aus

stalinistischer Diktatur und orientalischer Dcspotie 'v" Die Führungen der beiden
Republiken dulden keine Opposition im Lande.

In Kasachstan und Kirgisien lebt eine beträchtliche Zahl von ethnischen Rus­

sen, was diese Staaten einerseits an Russ land bindet, andererseits den Transfer

von Know-how und eine gewisse Liberalisierung ermöglicht. Diese Staaten ver­

fügen über die freiesten Gesellschaften im zentral asiatischen Raum. Tadschiki­

stan litt gleich nach der Wende unter einem andauemden Bürgerkrieg und ge­

hört heute zu den ärmsten Ländem der Welt.

Mit Ausnahme Kirgisiens, wo die Volksunruhen 2005 das Regime des Präsi­

denten Akajew ablösten, werden alle zentra lasiatischen Republiken von ehema­

ligen Parteichefs regiert, die seit fast 20 Jahren amtieren . Das bedeutet, dass in
diesen Ländem bis heute kein bedeutender Elitenaustausch stattfand . Die Tatsa­

che, dass der politische Islam vor allem in Usbekistan, aber auch in Tadschiki­

stan und selbst in Kirgisien (Gebiet von Osch) permanent an Bedeutung ge­

winnt, macht es den wenigen Demokraten vor Ort nicht einfacher, liberale Ideen

zu verbreiten. Viele der westlichen Niehtregienmgsorganisationen und Stiftun­

gen waren gezwungen, ihre Aktivitäten in der Region in den letzten Jahren ein­

zustellen . Darunter war auch das US-amerikanische "Open Society Institute ­

Soros Stiftung", aber auch einige deutsche Menschenrechtsorganisationen.

19 Hoff, Henning: Schüsse aufs Herz, in Die Zeit, 04.06.2005, in: http:// www.zeit.
de/2005/23/usbekistan?page=all (11.10.2006).
20 Kunze, Thomas: Russlands Hinterhof: Turkmenistan-Selbstzerstörung durch Autokratie
(S.15-98), KAS-AI 2/06, S. 82.
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3. Entwicklungsmuster der Demokrat isierung im GUS-Raum

Bei der Analyse der Erfolge bzw. Misserfolge der Transformation der post­

kommunistischen Staaten bedient man sich zahlreicher politikwissenschaftlicher

Theorien, die anhand gewisser Kriterien politische und soziale Proze sse in den

jeweiligen Ländern bewerten.

Wie berei ts oben erwähnt , wurd e in diesem Artikel versucht, das sozial­

politi sche Element - die Zivilgesellschaft - in den Vordergrund zu stellen und

Erfolge sowie Misserfolge der Demokratisierung durch das Prisma der Stärke

bzw. der Schwäche der civil society und ihrer historischen Entwicklung zu be­

trachten.

Die Rolle der Zivilgesellschaft in den Liberalisierungswellen in Osteuropa

(die polnische Solidarnosc, die tschechische "C harta der 77", sowjetische Dissi­

denten) war herausragend. Ihre Mitwirkung ist aber vor allem nach 1989 beson ­

ders hervorzuheben. Nach der ,Revolution von oben' infolge der Moskauer Pe­

restroika erhielten die osteuropäischen und ex-sowjetischen Zivilgesellschaften

neue Räume für ihre Entfaltung. Gleichzeitig wurden sie aber auch mit neuen

Herausforderungen konfrontiert . Ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber den auto­

ritären Regimen war im osteuropäischen Raum entscheidend für die Liberalisie­

rung der jeweiligen Länder, konnte aber beim Aufbau einer funktionierenden

Marktwirtschaft und einer wehrhaften Demokratie nur beschränkt helfen. Hier­

mit schuf die Zivilgesellschaft den nötigen Rahmen für die erfolgreiche Trans ­

formation in Mittel- und Osteuropa. Heutzutage sorgen zahlreiche zivilgesell­

schaftliche Organisationen und Initiativgruppen für die weitere Entwicklung der

Länder, sie ,polieren' die Demokratien, klären die ,dunklen Seiten ' der politi­

schen Geschichte" auf und arbe iten an der Konsenstindung in den vom Kom­

munismus traumatisierten Gesellschaften in Slowenien, Ungarn, Polen etc. An­

dererseits tragen die demokratischen Regime in diesen Staaten zur weiteren

Stärkung der Zivilgesellschaften bei . Diese Interaktion ist die Erfolgsformel der

Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft.

Die Entwicklung der Zivilgesellschaft hängt vom Bildungsniveau der Bevöl­

kerung, dem Aufbau der modernen Informationsgesellscha ft, der Stellung der

21 Erwähnenswert sind die russische Nichtregierun gsorganisation "Memorial" und das pol­
nische Institut des Volksgedächtnisses (lnstytut Pamicci Narodowej ).
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nationalen Intelligenzija in der Gesellschaft, dem Vorhandensein alternativer
Institutionen, den Stuatlichkcitstraditioncn, der bürgerlichen Kultur und wei teren

Faktoren ab. Zur Durchsetzungsfähigkeit der Zivilgese llschaft tragen das Rekru­

tic rcn der neuen Eliten mit nicht-kommunistischem Hintergrund, eine kritische

Aufwe rtung der eigenen Gesc hichte, die Kultur der pluralistischen Parte ibil­

dung, die friedliche Lösung der ethnischen Konfl ikte sowie das Vorhandensein

eines innergesellschaftlichen Diskurses bei . Besonders wichtig ist dabei auch

das marktwirtschaftlieh orientierte Denken der neuen Eliten.

Wie im Artikel dargestellt wurde, war die Sowjetunion ein heterogener Raum.

Nicht anders sahen auch ihre Ruinen aus. Gewa ltige Unterschiede in der politi ­

schen , wirtsc haftlichen, sozia len und kulturellen Entwicklung zwischen den Re­

gionen des Baltikums , der Ukraine, des Südkaukasus, Zentralasiens und natür­
lich Russ lands verursachten die auch heute vorhandene Kluft in der Demokra­

tieentwicklung im post-sowje tischen Raum . All dies zeugt auch von der unter­

schiedlichen Entfaltung der zivi lgese llschaftlichen Initiativen und von ihrem

Einflussverm ögen auf die innerpolitischen Prozesse in den jeweiligen Staaten.

Zweifellos trugen solche Ereignisse der letzten Jahre wie die ukrainische

Orangene Revolution, die georgische Rosenrevolution und die Ablösung Askar

Akajews durch den Volksaufstand in Kirgisien zur Demokratisierung der post­

sowjetischen Staatengemeinschaft stark bei . Diese Prozesse haben erneu t die

Bedeutung der Ziv ilgesellschaft vor Augen geführt, warfen aber neue Fragen im

Kontext der Demokra tisierung des gesamten post-sowjetischen Raumes auf. Ist
es möglich, die Entwicklung einer reifen Zivilgesellsehaft in einem postsowj eti­

schen Staat zu beschleunigen und auf diese Weise dem Land beim Übergang zur

Demokra tie zu helfen?

Als bedeutend erweist sich zudem die Frage , ob der ,Demokratictransfcr' von

außen nicht nur durch die geographische Nähe zu den westlichen Demokratien,

aber auch durch das Wirken der Diasp ora und verschiedener Bildungsprogram­

me möglich ist. Dabei stößt man auf die Kulturkomponenten, die sich als omnip ­

räsent im ganzen post-sowjetischen Raum erwe isen. Alle Republiken befinden

sich samt ihrer Bev ölkerung seit der Unabhängigkeit auf einer permanenten Su­

che nach einer neuen Identität. Der Kollaps des sozialistischen Systems löste die

Staatsbi ldungspro zesse und eine andauernde Nationenbildung aus, die teils zur
Ursache für Spannungen zwischen diesen Staaten wurde.
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Bei der Transfo rmation des post-sowjetischen Raums sollte die Tatsache be­

rücksichtigt werden. dass Russland immer noch eine wichtige Rolle in den Län­
dern des ,nahen Auslandes" spielt und auf das westliche Engagement in der

Region mit Mistrauen reagiert. Eine verfestigte russische Demokratie könnte

dagegen entscheidend zur Dcmokratisicrung der Regime in der ehemaligen

Sowjetunion beitragen. Jedoch stellen die Zentralisierung der Macht und die Be­

schränkung der freien Medien unter Putin in Russland die ehemaligen Sowjetre­

publiken vor neue Herausforderungen. "Die Alternative "entweder Russland

oder Europa" spielt eine äußerst negative Rolle für die postsowjetischen Staaten,

weil sie sich so gezwungen fühlen, auf die Zusammenarbeit mit beiden Seiten zu

verzichten'r", so der russische Politologe Konstantin Kossatschew. Die Demo­

kratisierung Russlands bietet die Chance einen Domino-Effekt in vielen Ländern
der ehemaligen Sowjetunion auszu lösen, die kulturell Immer noch mit Moskau

verbunden sind. Mit einer Demokratisierung Russlands würde auch die russisch­

westliche Konfrontation aufgelöst, so dass auch die autoritären zentralasiati­

schen Regime einen geringeren Spielraum im Menschenrechtsdialog mit dem

Westen haben würden .

Ein intens iverer Dialog mit der russisc hen Staatsführung und eine entschlos ­

sene Unterstützung der zivilgesellschaftlichen Initiativen in Russland seitens des

Westens sind von großer Bedeutung. Eine intensivere Einbindung Russlands in

die westlichen Programme wäre ausschlaggebend für die weitere Öffnung des

Landes und würde den Wind aus den Segel n der russischen .Nationalbolschewi­

stcri' nehmen. Die Isolierung Russlands dagegen wird den dortigen autoritären

Staat nur verfestigen und die zivilgesellschaftliehen Strukturen aushöhlen.

22 Der russische Begriff "b lishnee sarubcshjc" wird auf die Ex-Sowjetrep ubliken um Russland
angewandt.
23 Kossatsehew, Konstant in: Demokrat ija kak vneseh nepolititseheskij faktor. Susehestwujet li
eennostnyj konflikt meshdu Rossiej i Sapadom? (Demok ratie als außenpolitischer Faktor.
Besteht ein Wertekonfl ikt zwischen Russland und dem Westen?) , in:
http://www.ng.rulprintedlideas/2004-1 2-03/9dem oeraey.html. (09.09.2006) .
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